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Zusammenfassung

In Debatten über die Reform des EU-
Haushalts wird immer gefordert, zu einer 
transparenteren und gerechteren Lasten-
verteilung zu kommen und eine stärkere 
Fokussierung auf Politiken im gesamteu-
ropäischen Interesse an Stelle des verbrei-
teten ‚Juste-Retour‘-Denkens zu erreichen. 
Die vorliegende Stellungnahme kommt zu 
dem Ergebnis, dass es möglich wäre, die 
EU-Finanzierung transparenter zu gestal-
ten und so die demokratische Kontrolle 
des EU-Haushalts zu verbessern. Dass neue 
Finanzierungsquellen geeignet wären, das 
‚Juste-Retour‘-Denken zurückzudrängen, ist 
jedoch nicht zu erwarten. Dieses Denken 
schlägt sich im EU-Haushalt vor allem auf 
der Ausgabenseite des Budgets nieder und 
kann entsprechend nur durch Reformen 
auf der Ausgabenseite des EU-Budgets über-
wunden werden.

Die Einführung einer EU-Steuer würde 
bedeuten, dass die EU die Rechtsetzungs- 
und Ertragshoheit über eine oder mehrere 
Steuern erhält. In der aktuellen instituti-
onellen Architektur der EU ist das nicht 
vorgesehen. Zwar kann die EU neue Eigen-
mittel einführen. Entscheidend ist aber, dass 
derartige Beschlüsse nur einstimmig gefällt 
werden können. Die fiskalische Souveräni-
tät der Mitgliedstaaten bleibt also gewahrt. 
Von einer EU-Steuerhoheit könnte man erst 
dann sprechen, wenn die EU ihre Einnah-
men verändern könnte, ohne dass alle Mit-
gliedstaaten zustimmen müssen. Artikel 311 

AEUV bietet keine Grundlage für ein eigenes 
Besteuerungsrecht der EU in diesem Sinne. 
Auf der Basis des derzeitigen Integrations-
standes der EU lässt sich ein solches Recht 
auch kaum begründen. 

Wenn man davon ausgeht, dass der 
gegenwärtige institutionelle Rahmen sich 
vorerst nicht grundlegend ändern wird, 
dann sind die Spielräume für eine Reform 
der EU-Finanzierung begrenzt. Vorschläge, 
die darauf hinaus laufen, bestimmte Steuern 
der EU zu widmen, aber dabei im Grunde 
nur Teile der BNE-Eigenmittel zu ersetzen, 
greifen in die Besteuerungshoheit der Mit-
gliedsstaaten ein, ohne einen Zugewinn an 
Transparenz zu versprechen. Auch ein Zu-
rückdrängen der Juste-Retour-Diskussion 
ist so kaum erreichbar, weil die Anrechnung 
von neuen Eigenmitteln auf die BNE-Eigen-
mittel unmittelbar zur Frage der Lasten-
verteilung unter den Mitgliedstaaten führt. 
Vor diesem Hintergrund ist die angestrebte 
Erhöhung der Transparenz noch am ehesten 
mit einer Abschaffung des Mehrwertsteuer-
Eigenmittels und einer weiteren Auswei-
tung der BNE-Eigenmittel zu erreichen. Als 
Alternative besteht die Möglichkeit einer 
deklaratorischen Steuer. Diese würde die 
Kosten des EU-Budgets auf die von den 
europäischen Bürgern gekauften Güter 
und Dienstleistungen rechnerisch umlegen 
und auf den Rechnungen ausweisen, ohne 
jedoch in nationalstaatliche Besteuerungs-
rechte einzugreifen und ohne das Subsidia-
ritätsprinzip zu verletzen. 
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Eine Überwindung des ‚Juste-Retour‘-
Denkens in der EU durch Reformen der 
EU-Finanzierung ist auch deshalb schwierig, 
weil die Ausgaben nur teilweise EU-weite 
öffentliche Güter finanzieren. Das Ziel, Po-
litiken im gesamteuropäischen Interesse 
umzusetzen, die einen „europäischen Mehr-
wert“ schaffen, sollte nicht auf der Einnah-
menseite des EU-Budgets, sondern auf der 
Ausgabenseite verfolgt werden. Dies ver-
langt allerdings, dass die Mitgliedsstaaten 
bei den europaweiten öffentlichen Gütern, 
beispielsweise im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik, tatsächlich auf nationale 
Kompetenzen verzichten und Freiraum für 
europäisches Handeln schaffen.
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Summary

Two keys to reforming EU 
financing: more subsidiarity, 
more transparency 

In the debate over efforts to reform the EU 
budget, repeated calls are made (a) to ensure 
more transparent and fairer burden-sharing 
and (b) to replace the widespread juste-re-
tour (“just returns”) mindset with a stronger 
focus on policies that serve the interests of 
Europe as a whole. This study argues that it 
is possible to make EU financing practices 
more transparent and, in this way, to im-
prove democratic control over the EU bud-
get. However, it is unlikely that establishing 
new sources of financing will succeed in 
eliminating the juste-retour mindset. This 
mindset primarily affects EU spending and 
can therefore only be effectively counter-
acted through reforms to the expenditure 
side of the EU budget.

Introducing an EU tax would mean 
that the EU would gain the power to enact 
legislation on one or more taxes and to 
collect the revenue from these taxes. The 
EU’s current institutional architecture does 
not provide for such powers. It is true that 
the EU can introduce new forms of own re-
sources. However, any such decisions can be 
taken only by unanimous vote. Thus mem-
ber states will retain their fiscal sovereignty. 
EU tax sovereignty would exist only if the 
EU were able to alter its revenues without 

requiring approval from all member states. 
However, Article 311 TFEU provides no ba-
sis that would give the EU such powers of 
taxation. Moreover, such powers are hardly 
justifiable on the basis of the current level of 
European integration. 

If one assumes that the EU’s current in-
stitutional framework is unlikely to undergo 
fundamental change for the time being, 
then the scope for reforming EU financing 
practices is limited. Proposals that call for 
revenue from certain taxes to be dedicated 
to the EU, but that would basically replace 
only part of the revenue from GNI-based 
own resources, would infringe upon mem-
ber states’ tax sovereignty without ensur-
ing greater transparency. This would also 
be very unlikely to reduce the juste-retour 
mentality, because the offsetting of new 
own resources against GNI-based own re-
sources would immediately raise the issue 
of burden-sharing among the member 
states. Against this background, the objec-
tive of enhancing transparency would best 
be achieved by eliminating VAT-based own 
resources and expanding GNI-based own 
resources. Another alternative would be to 
introduce a “declaratory” tax, which means 
that the costs of the EU budget would be 
shifted mathematically to the goods and 
services purchased by EU citizens and dis-
played accordingly on invoices and receipts. 
This would not infringe upon national pow-
ers of taxation and would not violate the 
subsidiarity principle.
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EU budget funds are spent only partly on 
EU-wide public goods: this is a key reason 
why reforming the way in which the EU 
budget is financed may not have much of 
an impact on the juste-retour mindset. For 
this reason, the aim of enacting policies that 
serve the interests of Europe as a whole and 
that create EU-wide added value should be 
pursued on the expenditure side of the EU 
budget, not on the revenue side. However, 
this would mean that the member states 
would have to give up national competences 
and to allow European institutions to take 
independent action in areas involving EU-
wide public goods, such as foreign and secu-
rity policy.
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1. 	 Einleitung

Die Finanzierung des EU-Budgets ist der-
zeit Gegenstand intensiver Beratungen, und 
das bestehende System der Eigenmittel wird 
zum Teil heftig kritisiert. Der Präsident des 
EU-Parlaments nannte es veraltet und über-
mäßig kompliziert.1 Von anderer Seite wird 
moniert, die EU-Finanzierung sei intrans-
parent und behindere die Finanzierung von 
Projekten mit europäischem Mehrwert. Ein 
Denken in nationalen Nettobeitragssalden 
(„Juste Retour“) werde befördert, bei dem 
Vorteile einzelner Mitgliedstaaten aus dem 
EU-Budget in den Vordergrund gerückt 
werden, Ausgaben für die Bereitstellung eu-
ropaweiter öffentlicher Güter und Politiken 
im gesamteuropäischen Interesse dagegen 
in den Hintergrund. Es fehle ein direkter 
Bezug zwischen den Bürgern und dem EU-
Budget. Mitunter wird auch angeführt, es 
mangele an demokratischer Kontrolle, ins-
besondere habe das Europäische Parlament 
nur ein Anhörungsrecht, aber keinen subs-
tanziellen Einfluss auf die Finanzierung des 
EU-Budgets. Diskutiert wird darüber hinaus 
die Frage der gerechten Lastenverteilung 
und der Beitragsrabatte für einzelne Mit-
gliedstaaten.2  

1	 Pressemitteilung des Europäischen Parlaments 
vom 25. Februar 2014.
2	 Siehe etwa High Level Group on Own Re-
sources (2014), First assessment report, Brussels,  
17. Dezember 2014. und European Commission 
(2011), Financing the EU budget: Report on the 
operation of the own resources System, Commis-
sion Staff Working Paper SEC(2011) 876 final/2, 
Brussels, 27.10. 2011.

Es gibt jedoch nicht nur Kritik. Befür-
worter des bestehenden Systems verweisen 
darauf, dass vor allem die BNE-Eigenmittel3 
sich als eine zuverlässige, transparente und 
administrativ gut funktionierende Finanzie-
rungsquelle bewährt hätten. Dass die Mit-
gliedstaaten eigenständig bestimmen kön-
nen, mit welchen Mitteln sie die Beiträge 
zum EU-Haushalt finanzieren, entspreche 
dem Subsidiaritätsprinzip und sorge dafür, 
dass Steuern effektiv erhoben werden. 4 Die 
Deckelung des Budgets, der Verzicht auf 
Defizite und das Einstimmigkeitsprinzip 
sorgten für Budgetdisziplin. 

Der Beirat teilt in seiner Stellungnahme 
zum Mehrjährigen Finanzrahmen der EU 
2014-20205 die grundsätzlich positive Be-
wertung der BNE-Eigenmittel, vor allem im 
Vergleich zu den bestehenden Mehrwert-
steuer-Eigenmitteln, deren Berechnung un-
nötig kompliziert ist und die nicht zu einer 
gerechteren Lastenverteilung beitragen. Der 
Beirat unterstützt die Forderung, das System 

3	 Die BNE Eigenmittel sind die derzeit wichtigste 
Finanzierungsquelle des EU-Haushalts. Die BNE-
Eigenmittel sind Finanzbeiträge der Mitgliedstaa-
ten, deren Höhe einen Prozentsatz des jeweiligen 
Bruttonationaleinkommens beträgt. Die Bedeutung 
der BNE-Eigenmittel wird im Abschnitt 2 näher 
erläutert.
4	 Vgl. Vilen Lipatov und Alfons Weichenrieder 
(2015), A decentralization theorem of taxation, 
SAFE Working Paper 105.
5	 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundes-
ministerium der Finanzen (2012), Ein Haushalt für 
Europa: Stellungnahme zum neuen Mehrjährigen 
Finanzrahmen der EU 2014-2020, insbes. S. 21-22.
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der Beitragsrabatte durch die Einführung 
pauschaler Rabatte zu vereinfachen. Vor 
diesem Hintergrund ist es naheliegend, 
Reformbemühungen auf das Rabattsystem 
und eine Abschaffung der bestehenden 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel und deren Er-
satz durch BNE-Eigenmittel zu konzentrie-
ren.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob 
es weiter gehende Reformperspektiven 
gibt. Bei fortschreitender politischer und 
wirtschaftlicher Integration in Europa ist 
zu diskutieren, ob die Finanzierung des EU-
Haushaltes durch neue Eigenmittel Vorteile 
bietet. Diese könnten in einer besseren 
Sichtbarkeit und Spürbarkeit für die Bür-
ger sowie einer größeren Autonomie und 
Verantwortung für die europäische Ebene 
liegen. Es ist auch nicht von der Hand zu 
weisen, dass in den Debatten und Verhand-
lungen über den EU-Haushalt die Interessen 
der einzelnen Mitgliedstaaten, häufig redu-
ziert auf Nettosalden, stärker in den Vorder-
grund gerückt werden als gesamteuropäi-
sche Anliegen. Da dieses Problem in erster 
Linie auf der Ausgabenseite des Haushalts 
sichtbar wird, ist zu fragen, ob allein Refor-
men des Eigenmittelsystems eine Verände-
rung des Verhaltens der Mitgliedstaaten im 
Sinne einer stärkeren Unterstützung von 
gesamteuropäischen Anliegen erreichen 
können. Einige Vorschläge zur Reform der 
EU-Finanzierung werden vom Beirat kri-
tisch gesehen. Das gilt vor allem für Steuern, 
bei denen Veränderungen der Einnahmen 
wegen der Deckelung des EU-Budgets durch 
Anpassungen der BNE-Eigenmittel stets 
ausgeglichen werden. Durch solche Steuern 
würde ein Zusammenhang zwischen ein-
zelnen Steuern und den EU-Ausgaben sug-
geriert, der so nicht besteht. Es entsteht eine 
Art „Scheinbesteuerung“. Dadurch würde 
die Transparenz der EU-Finanzierung eher 
abnehmen.

Der Beirat spricht sich stattdessen dafür 
aus, die BNE-Eigenmittel stärker zu nutzen 
und damit dem Subsidiaritätsprinzip den 
Vorzug zu geben, den Mitgliedstaaten also 
letztlich die Entscheidung darüber zu lassen, 
mit welchen Steuern sie ihre Beiträge zum 
EU-Haushalt finanzieren. 
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Die EU hat derzeit kein eigenes Besteue-
rungsrecht und auch nicht das Recht, ihre 
Ausgaben durch Verschuldung zu finanzie-
ren. Art. 311 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (AEUV) legt 
fest, dass der EU-Haushalt „unbeschadet an-
derer Einnahmen durch Eigenmittel finan-
ziert wird.“ (Art. 311 AEUV Satz 2). Wenn-
gleich der Begriff der Eigenmittel eine ge-
wisse Einnahmenautonomie nahelegt, han-
delt es sich bei den aktuellen Eigenmitteln 
de facto größtenteils um Finanzbeiträge der 
EU-Mitgliedstaaten. 

Die Zuständigkeit für die Gestaltung des 
Eigenmittelsystems liegt nicht beim Euro-
päischen Parlament, sondern beim Rat, und 
die fiskalische Souveränität der Mitglied-
staaten muss bei Reformen des Eigenmittel-
systems gewahrt bleiben: 

„Der Rat erlässt gemäß einem besonde-
ren Gesetzgebungsverfahren einstimmig und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments 
einen Beschluss, mit dem die Bestimmungen 
über das System der Eigenmittel der Union 
festgelegt werden. Darin können neue Katego-
rien von Eigenmitteln eingeführt oder beste-
hende Kategorien abgeschafft werden. Dieser 
Beschluss tritt erst nach Zustimmung der Mit-
gliedstaaten im Einklang mit ihren jeweiligen 
verfassungsrechtlichen Vorschriften in Kraft.“ 
(Art. 311 AEUV)

Zurzeit existieren drei Eigenmittelquel-
len (siehe Abb. 1). Dabei handelt es sich ers-
tens um die ‚traditionellen Eigenmittel‘, die 
Zölle und Agrarabgaben wie beispielsweise 
die Zuckerabgabe umfassen. Diese Abgaben 
werden von den Mitgliedstaaten erhoben; 
für die Erhebung erhielten die Mitgliedstaa-
ten bis 2013 einen Kostenausgleich in Höhe 
von 25 Prozent der Einnahmen, der ab dem 
Jahr 2014 auf 20 Prozent gesenkt wurde. Im 
Jahr 2014 beliefen die Einnahmen dieser 
Eigenmittel sich auf 16,4 Mrd. Euro, gut 12 
Prozent des EU-Budgets. Die zweite Eigen-
mittelart sind die Mehrwertsteuer-Eigen-
mittel. Die Mitgliedstaaten führen grund-
sätzlich eine Abgabe in Höhe von 0,3 Pro-
zent der harmonisierten Mehrwertsteuer-
Bemessungsgrundlage ab. Es gibt eine Reihe 
von Sonderregelungen und Ausnahmen, 
unter anderem ist die Bemessungsgrund-
lage für den Beitrag eines Landes auf ma-
ximal 50 Prozent des BNE beschränkt. Die 
Mehrwertsteuer-Eigenmittel hatten 2014 
ein Aufkommen von 17,7 Mrd. Euro und 
damit einen Anteil von knapp 13 Prozent 
an den Gesamteinnahmen der EU. Drittens 
existieren die BNE-Eigenmittel, deren Höhe 
proportional zum BNE jedes Landes ist. 
Auch dabei gibt es eine Reihe von Sonderre-
gelungen für einzelne Länder. Mit den BNE-
Eigenmitteln wird die Lücke zwischen den 
anderen Eigenmitteln und dem Gesamtvo-
lumen des EU-Haushalts geschlossen. Dieses 

2. 	 Die aktuelle Finanzierung des EU-Haushalts
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Gesamtvolumen ist durch die Vorgaben des 
Mehrjährigen Finanzrahmens bestimmt. 
Die BNE-Eigenmittel stellen mit einem Vo-
lumen von knapp 100 Mrd. Euro (2014) und 
damit 75 Prozent des Gesamthaushalts die 
weitaus wichtigste Finanzierungsquelle der 
EU dar. Wie Abbildung 1 zeigt, hat der Anteil 
der BNE-Eigenmittel in den letzten Jahren 
deutlich zugenommen.

Trotz der Dominanz der BNE-Eigenmit-
tel besteht keine strikte Proportionalität von 
Beiträgen und Bruttonationaleinkommen 
der Mitgliedstaaten. Dies resultiert u.a. aus 
den so genannten Korrekturmechanismen, 
mit denen die Lastenverteilung unter den 
Mitgliedstaaten geändert wird. Der be-
kannteste Korrekturmechanismus ist die 
1984 eingeführte Regelung zur Entlastung 

des Vereinigten Königreiches. Sie ist in der 
Zwischenzeit verschiedentlich modifiziert 
worden, hat aber im Kern die Wirkung, dem 
Vereinigten Königreich rund zwei Drittel 
seines Nettosaldos gegenüber dem EU-
Haushalt zu erstatten. Darüber hinaus gibt 
es eine Reihe weiterer Korrekturmechanis-
men zu Gunsten anderer Länder einschließ-
lich Deutschlands. 

Mit dem EU-Ratsbeschluss vom 26. Mai  
2014 zum Eigenmittelsystem wird das 
bestehende System im Wesentlichen bis 
2020 fortgeschrieben. Für das Volumen des  
EU-Budgets wurde die geltende Obergrenze 
in Höhe von 1,23 Prozent des Bruttonatio-
naleinkommens beibehalten.6 

6	 Das ist die Obergrenze für Zahlungsermächti-
gungen. Die Obergrenze für Verpflichtungsermäch-
tigungen beträgt 1,29 Prozent des BNE.

Quelle: Europäische Kommission und eigene Berechnungen.

Abb. 1: EU-Eigenmittel 2000-2014 (Mrd. Euro)
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Bei Überlegungen zur Reform der EU-Fi-
nanzierung stellt sich zunächst die grundle-
gende Frage, ob es derzeit möglich wäre, der 
EU eigene Besteuerungsbefugnisse zu über-
tragen. Bei der Darstellung des juristischen 
Rahmens für eigene EU-Steuern werden 
im Folgenden zwei Fragen unterschieden: 
Bestehen im primären Unionsrecht, d.h. in 
EUV und AEUV bereits Kompetenzen, die 
es der EU ermöglichen, eigene Steuern zu 
erheben? Könnten ggfs. solche Kompeten-
zen durch Vertragsänderungen eingeführt 
werden?

3.1	 Vorab: Was sind eigene 	
	 EU-Steuern?

Aus Gründen terminologischer Klarheit 
soll vorab erläutert werden, was unter „ei-
genen Steuern der EU“ verstanden wird: In 
einem engeren Sinne sollen darunter nur 
solche Steuern gefasst werden, bei denen 
die Union sowohl die Rechtsetzungs- als 
auch die Ertragskompetenz besitzt. Auf die 
Verwaltungshoheit kommt es nicht an – 
ebensowenig wie in bundesstaatlichen Zu-
sammenhängen. Es ist auch wenig sinnvoll, 
auf Harmonisierung beruhende nationale 
Steuern als EU-Steuern zu bezeichnen, denn 
hier bleiben Teile der Rechtsetzungshoheit 
sowie die Ertragskompetenz beim jewei-
ligen Mitgliedstaat. Die weitgehend har-
monisierte Umsatzsteuer fällt somit nicht 
darunter: Die Rechtsetzungshoheit liegt 

hier – trotz der zahlreichen Mehrwertsteu-
errichtlinien – nach wie vor bei den Mit-
gliedstaaten; zudem ist die Umsatzsteuer als 
Basis eines der Eigenmittel zwar auch an der 
EU-Finanzierung beteiligt, dies ist jedoch 
nicht mit finanzverfassungsrechtlicher Er-
tragshoheit zu verwechseln. Eine Harmoni-
sierung der Bemessungsgrundlage bei den 
Unternehmenssteuern wäre somit ebenfalls 
nicht erfasst. Auch die Frage, ob die EU ihre 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage einer 
Harmonisierung zwingen kann, eine Steuer, 
etwa eine sog. CO2-Steuer oder eine Finanz-
transaktionssteuer zu erheben, bleibt ausge-
klammert. Ein expliziter Ausweis desjenigen 
Anteils an den mitgliedstaatlichen Steuern 
im einzelnen Steuerbescheid, der für die Fi-
nanzierung der Union verwendet wird, ist 
nicht gleichbedeutend mit der Einführung 
einer EU-Steuer.

3.2	 Bestehende eigene 		
	 EU-Steuern

Eigene Besteuerungsbefugnisse der EU – im 
hier zugrunde gelegten Sinne – bestehen 
hinsichtlich der Zolleinnahmen im Rahmen 
der durch die Art. 28 ff. AEUV errichteten 
Zollunion, die eine gemeinsame Außenwirt-
schafts- und damit auch Zollpolitik erfor-
dert. Sowohl die Zollrechtsetzungs- als auch 
die Zollertragshoheit sind in der Hand der 
Union. Darüber hinaus finden sich eigene 
Besteuerungsbefugnisse nur in unbedeuten-

3. 	 Eigene Besteuerungsbefugnisse der EU?
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den Randbereichen: Bis zu ihrem Aufgehen 
in die seinerzeitige EG nach 50 Jahren wurde 
auf der Grundlage der Art. 49, 50 EGKSV die 
sog. Montanumlage (EGKS-Umlage) erho-
ben. Seit je besteuerten die Gemeinschaften 
und besteuert die Union ihre Bediensteten 
selbst. Diese EU-Steuer dient jedoch nicht 
primär der Finanzierung der Union, son-
dern stellt ein Korrelat dar, um die aus ganz 
anderen Gründen vorgenommene Freistel-
lung der EU-Beamten von mitgliedstaatli-
chen Steuern auszugleichen.

3.3	 Vorhandene Kompe-		
	 tenzgrundlagen für 		
	 weitere EU-Steuern?

Die Union besitzt, wie gerade dargelegt, nur 
ganz begrenzte echte Besteuerungsbefug-
nisse. Im Übrigen bestehen konsequente 
Einstimmigkeitserfordernisse im Finanzbe-
reich, welche die Souveränitätsvorbehalte 
der Mitgliedstaaten zum Ausdruck bringen. 
Nach Auffassung des Beirats ist von einem 
Vorbehalt des primären Unionsrechts aus-
zugehen, d.h. wesentliche Veränderungen 
der Finanzierung der Union können nicht 
durch Sekundärrecht vollzogen werden. Da-
mit stellt sich die Frage, welchen Rahmen 
das derzeitige, auf Art. 311 AEUV basierende 
Eigenmittelsystem bietet. Konkret: Könnte 
nach den Regeln, nach denen ein neuer Ei-
genmittelbeschluss geschaffen wird, d.h. bei 
Zustimmung sämtlicher Mitgliedstaaten, 
auch ein steuerbasiertes Eigenmittelsys-
tem eingeführt werden? Das ist erstaunlich 
wenig erörtert und juristisch umstritten. 
Art. 311 AEUV stellt keine generelle Kom-
petenzgrundlage für die sekundärrechtli-
che Einführung von EU-Steuern dar. Auch 
das deutsche Bundesverfassungsgericht hat 
festgestellt, dass die EU über Art. 311 Abs. 
1 AEUV nicht die Kompetenz-Kompetenz 
hinsichtlich ihrer Finanzierung erhält.

Die Frage ist nur, ob ein neuer Eigenmit-
telbeschluss solche Steuern als Eigenmittel 
einführen könnte. In Art. 311 Abs. 3 Satz 2 
AEUV wird ausgeführt, dass in einem Eigen-
mittelbeschluss auch neue Eigenmittel ein-
geführt und bestehende abgeschafft werden 
können. Die Frage spitzt sich damit darauf 
zu, ob auch EU-Steuern mit eigener Recht-
setzungs- und Ertragshoheit dazu zählen. 
Grundsätzlich wäre dies denkbar. Ein nu-
merus clausus von Eigenmittelarten besteht 
nicht. Der Eigenmittelbegriff ist im Kern 
formell, nicht materiell zu verstehen. Eine 
Schranke ergibt sich freilich daraus, dass je-
der Eigenmittelbeschluss seinen Rechtscha-
rakter daraus bezieht, dass er an die Zustim-
mung sämtlicher Mitgliedstaaten gebunden 
ist, Art. 311 Abs. 3 Satz 3 AEUV. Damit han-
delt es sich um eine besondere Art primären 
Unionsrechts; die Mitgliedstaaten bleiben 
„Herren der Verträge”. Die periodisch erlas-
senen Eigenmittelbeschlüsse ändern daran 
grundsätzlich nichts. Anders ausgedrückt: 
Führte man in einem Eigenmittelbeschluss 
eine echte EU-Steuer im hier dargelegten 
Sinn ein, bliebe diese gleichwohl unter dem 
einstimmigen Vorbehalt der Mitgliedstaa-
ten und brächte der EU keine wirkliche 
Finanzautonomie. Eine vollständige Um-
stellung auf die Finanzierung durch eigene 
Steuern, die nicht mehr der Zustimmung 
aller Mitgliedstaaten bedürfen, wäre demge-
genüber auf der Grundlage der bestehenden 
Verträge nicht möglich, da es sich um eine 
Umgehung des klar in Art. 311 AEUV zum 
Ausdruck kommenden Finanzierungskon-
zepts handelt: Neben Art. 311 AEUV gibt 
es keine Norm im Primärrecht, die allein 
der Mittelbeschaffung dient. Zusammenge-
fasst: Nach Auffassung des Beirats könnten 
zwar EU-Steuern als einzelne Eigenmittel 
implementiert werden, die Mitgliedstaaten 
können sich jedoch nicht auf diesem Wege 
ihres letzten Wortes in Angelegenheiten der 
Finanzierung der EU begeben. 
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Relevant ist ferner die Frage, welches 
Ausmaß die „sonstigen Einnahmen“ i.S.v. 
Art. 311 Abs. 2 AEUV neben den Eigenmit-
teln haben dürfen. Denkbar wäre es, eine 
EU-Steuer auf einer Sachkompetenzgrund-
lage oder durch Änderung des Primärrechts 
einzuführen – jeweils mit dem Zweck der 
Haushaltsfinanzierung. In diesem Zusam-
menhang wird zu Recht auf eine deutliche 
Präferenz der Verträge für die Finanzierung 
durch Eigenmittel verwiesen. Sonstige Ein-
nahmen sind nur auf der Grundlage von 
konkreten Sachkompetenzen in den Verträ-
gen möglich und dürfen dann auch in den 
EU-Haushalt fließen. Eine Quantifizierung 
ist hier – wie stets – freilich schwierig. Das 
bedeutet zugleich, dass der Sach- und nicht 
der Finanzierungszweck im Vordergrund 
stehen muss.

Davon nicht betroffen ist unter Geltung 
der derzeitigen Verträge die Einführung 
von EU-Steuern zur Erreichung spezieller 
sachpolitischer Ziele, wie dies etwa Art. 192 
Abs. 2 lit. a AEUV für die Umweltpolitik vor-
sieht. Nicht abschließend geklärt erscheint, 
ob die Erträge derartiger Abgaben auch 
zur EU-Finanzierung herangezogen werden 
dürften. Zu bedenken ist in diesem Zusam-
menhang, dass der Lenkungszweck auch bei 
mitgliedstaatlicher Ertragshoheit erreicht 
werden könnte. In jedem Fall müsste die 
primäre Motivation sachpolitischer Natur, 
im Beispiel umweltpolitischer Art bleiben, 
und es dürfte der Umfang derartiger Erträge 
die durch die Zustimmung sämtlicher Mit-
gliedstaaten sanktionierte Eigenmittelober-
grenze nicht sprengen. 

3.4	Die Legitimationsfrage 	  
	 als integrationspoli-		
	 tischer Grund für die  
	 begrenzten Besteue-		
	 rungskomptenzen:  
	 „No taxation without 		
	 representation“ oder  
	 „no representation with-		
	 out taxation“?
Nachdem im vorherigen Abschnitt her-
ausgearbeitet wurde, dass der AEUV keine 
Kompetenz für die Einführung einer EU-
Steuer enthält, über die ohne einstimmige 
Mitwirkung der Mitgliedstaaten verfügt 
werden kann, ist zu untersuchen, ob die Ver-
träge entsprechend geändert werden könn-
ten. Integrationspolitisch zu fragen bleibt in 
diesem Zusammenhang, was die Tatsache, 
dass sich die EU nach wie vor als legitima-
torisch (zumindest teilweise) abgeleitete 
Ebene darstellt, für die Einführung eigener 
Besteuerungsbefugnisse der EU – in dem 
oben definierten Sinn – durch Änderungen 
des primären Unionsrechts bedeutet. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die 
duale, zumindest teilweise aus der mitglied-
staatlichen Legitimation abgeleitete Legi-
timationsstruktur der EU im Maastricht-
Urteil und der darauf aufbauenden Folgeju-
dikatur herausgearbeitet; dies wurde quasi 
authentisch in Art. 23 GG umgesetzt: Der 
demokratische Hauptlegitimationsstrang 
erfolgt mittelbar über das Hauptorgan der 
Unionsrechtssetzung, den Rat. Die dort ver-
einten Regierungsvertreter legitimieren sich 
wiederum mittelbar über ihre nationalen 
Parlamente bzw. volksgewählten Präsiden-
ten, die sie ernennen und kontrollieren. 
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Die eigenständige demokratische Legi-
timation über das Europäische Parlament 
tritt nach derzeitigem Integrationsstand 
ergänzend legitimierend, wenn auch stetig 
wachsend hinzu. Das geltende Eigenmit-
telsystem (Art. 311 AEUV i.V.m. dem jeweils 
gültigen Eigenmittelbeschluss) stellt sich 
als kompatibel zur Legitimationsstruktur 
der Union dar: Durch funktional primä-
res Unionsrecht, die Eigenmittelbeschlüsse, 
wird ein absolut begrenzter Finanzrahmen 
zur Verfügung gestellt, während auf der 
Ausgabenseite das Europäische Parlament 
zwar nicht ein den mitgliedstaatlichen 
Parlamenten vergleichbares Budgetrecht 
besitzt, die Union jedoch über ihre Aus-
gaben weitgehend autonom befindet. Die 
Einnahmen präjudizieren die maximale 
Höhe der Ausgaben. Daraus ergibt sich zwar 
eine nicht unproblematische Asymmetrie in 
den Finanzen der EU; diese spiegelt jedoch 
den erreichten Integrationsstand wesentlich 
präziser wider, als integrationspolitische 
Programme dies könnten. Bezugspunkte 
sind die Mitgliedstaaten, nicht deren Bür-
ger. Da Rechtsakte der Union nach wie vor 
nicht den gleichen Grad demokratischer 
Legitimation aufweisen wie mitgliedstaat-
liche Steuergesetze, kann der integrations-
politisch häufig erhobenen Forderung nach 
einer EU-Steuer nicht gefolgt werden, auch 
wenn das primäre Unionsrecht entspre-
chend geändert werden würde. Bei dem 
derzeitigen Integrationsstand des „Staaten-
verbundes“ besteht auch kein Bedürfnis für 
den unmittelbaren Durchgriff auf die Uni-
onsbürger zur Finanzierung der Union, Er-
hebungsadressaten für die sog. Eigenmittel 
bleiben die Mitgliedstaaten, die Unionsbür-
ger nur indirekt. Das Bundesverfassungsge-
richt hat im Maastricht-Urteil den seinem 
Wortlaut nach offenen bzw. missverständ-
lichen, Art. 311 Abs. 1 EUV (früher ähnlich: 
Art. F Abs. 3 und dann Art. 6 Abs. 4 EUV) für 
Deutschland verbindlich interpretiert. Diese 
Norm hat folgenden Wortlaut:

„Die Union stattet sich mit den erforder-
lichen Mitteln aus, um ihre Ziele zu erreichen 
und ihre Politik durchführen zu können.“

Der Zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts führte dazu 1993 aus: 

„Das Erfordernis hinreichender gesetz-
licher Bestimmtheit der eingeräumten Ho-
heitsrechte und damit der parlamentarischen 
Verantwortbarkeit dieser Rechteeinräumung 
wäre […] verletzt, wenn Art. F Abs. 3 [heute: 
Art. 311 Abs. 1 AEUV] EUV eine Kompetenz-
Kompetenz der Europäischen Union als einer 
Gemeinschaft souveräner Staaten begründete. 
Art. F Abs. 3 EUV ermächtigt die Union jedoch 
nicht, sich aus eigener Macht die Finanzmittel 
und sonstigen Handlungsmittel zu verschaf-
fen, die sie zur Erfüllung ihrer Zwecke für 
erforderlich erachtet; vielmehr wird in Art. F 
Abs. 3 EUV lediglich die politisch-program-
matische Absicht bekundet, dass die – die 
Union bildenden – Mitgliedstaaten in den je-
weils dazu erforderlichen Verfahren die Union 
mit hinreichenden Mitteln ausstatten wollen. 
Würden europäische Organe den Art. F Abs. 3 
EUV entgegen diesem im deutschen Zustim-
mungsgesetz aufgenommenen Vertragsinhalt 
auslegen und handhaben, so wäre dieses Han-
deln vom Zustimmungsgesetz nicht gedeckt 
und somit innerhalb des deutschen Mitglied-
staates rechtlich unverbindlich.“ 

Die seit 1993 vorgenommenen Vertrags-
revisionen haben daran nichts geändert und 
hatten auch nicht die Absicht, daran etwas 
zu ändern. Die explizite Formulierung von 
Art. 6 Abs. 4 EUV sollte nach dem Verfas-
sungsvertrag und ist nach dem Vertrag von 
Lissabon entfallen und durch eine weni-
ger missverständliche Formulierung ersetzt 
werden, den heutigen Art. 311 Abs. 1 AEUV. 
Die für die hiesige Frage entscheidende 
legitimatorische Grundstruktur der Union 
bleibt unverändert. 
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Ein anderer integrationspolitischer An-
satz will die Verhältnisse umkehren: Durch 
die Einführung von EU-Steuern sollen ge-
rade die Demokratiedefizite – auch des Eu-
ropäischen Parlaments – beseitigt werden. 
„No taxation without representation“ war 
ein Schlachtruf des nordamerikanischen 
Unabhängigkeitskampfes. Für die Anwen-
dung auf die EU müsste er umformuliert 
werden in „No representation without taxa-
tion“. Ähnlich wie der Verfassungsstaat kann 
freilich die Union als Rechtsgemeinschaft 
nur eine Richtung beschreiten: Zuerst müs-
sen die legitimatorischen Voraussetzungen 
geschaffen werden, dann können weitere 
Kompetenzen übertragen werden. Weder 
der Rechtsstaat noch die Union als Rechts-
gemeinschaft können sich rechtswidriger 
Konstellationen – und sei es als eine Art 
politischer „Katalysator“ – zur Verbesserung 
mangelnder Legitimation bedienen. 
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Wie im vorangehenden Abschnitt erläutert 
wurde, ist es im bestehenden institutionel-
len Rahmen der EU nicht möglich, der EU 
eine umfassende eigene Steuerhoheit im 
Sinne einer von der einstimmigen Zustim-
mung der Mitgliedstaaten unabhängigen 
Rechtsetzungs- und Ertragshoheit zu ge-
ben. Dazu wären tiefgreifende institutio-
nelle Veränderungen erforderlich. Derartige 
Veränderungen stehen nicht auf der Tages-
ordnung. So lange das so bleibt, sind die Re-
formmöglichkeiten darauf beschränkt, neu 
einzuführende oder bestehende Steuern als 
Eigenmittelquelle in das existierende Eigen-
mittelsystem einzufügen, auf der Basis eines 
einstimmigen Beschlusses der Mitgliedstaa-
ten. 

Die Entscheidung über die Höhe des EU-
Budgets und die Gestaltung der Eigenmittel 
würde dabei weiterhin beim Rat liegen und 
nach dem Einstimmigkeitsprinzip erfolgen. 
Bei gegebener Höhe des EU-Budgets und 
Beibehaltung des Verschuldungsverbots im 
EU-Haushalt müssten nach wie vor Finanz-
beiträge der Mitgliedstaaten – beispielsweise 
BNE-Eigenmittel – zum Budgetausgleich 
zur Verfügung stehen. Unter diesen Bedin-
gungen hätten die Einführung einer neuen 
Steuer als Eigenmittel oder Veränderungen 
der bestehenden Eigenmittel im Wesentli-
chen drei Wirkungen: 

4.	 Was kann mit der Reform des Eigenmittel-	
	 systems erreicht werden?

1.	 Die Verteilung der Finanzierungslasten 
unter den Mitgliedstaaten würde sich 
verschieben. 

2.	 Die Reform der Eigenmittel könnte eine 
koordinierte Reform der Steuersysteme 
in den Mitgliedstaaten mit sich bringen. 

3.	 Durch die Einführung der Steuer könn-
ten sich die Sichtbarkeit und die Spürbar-
keit des EU-Haushalts für die Bürger ver-
ändern.

4.1	 Die Verteilung der  
	 Finanzierungslasten  
	 unter den Mitglied- 
	 staaten
Eine Änderung der Lastenverteilung un-
ter den Mitgliedstaaten7 durch eine Reform 
kann aus übergeordneten Aspekten der Las-
tenverteilungsgerechtigkeit wünschenswert 
erscheinen. Gleichzeitig birgt eine solche 
Lastenverschiebung Konfliktpotential. In 
der Debatte über die Verteilung der Finan-
zierungslasten des EU-Budgets stehen sich 
zwei Positionen gegenüber. Die eine Posi-

7	 Umverteilungseffekte auf der individuellen 
Ebene könnten die Mitgliedstaaten durch nationale 
steuer- und sozialpolitische Maßnahmen ausglei-
chen, sofern sie das für erforderlich halten.
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tion bezieht sich allein auf die Einnahmen-
seite des Haushalts und fragt, ob die Finan-
zierungsbeiträge der Mitgliedstaaten fair 
sind.8 Als Maßstab für Fairness kann man 
beispielsweise die Wirtschaftskraft heran-
ziehen. Die wichtigste Eigenmittelquelle, 
die BNE-Eigenmittel, knüpft unmittelbar an 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
Mitgliedstaaten an. Abbildung 2 zeigt das 
Verhältnis zwischen den Finanzierungsan-
teilen und den BNE-Anteilen der EU-Mit-
gliedstaaten. 

8	 Es gibt Steuern, bei denen die Zuordnung zu 
einzelnen Mitgliedstaaten problematisch ist. Wich-
tigstes Beispiel sind Zölle, die an den EU-Außen-
grenzen und beispielsweise in wichtigen Häfen wie 
Rotterdam erhoben werden. Es wäre nicht sinnvoll, 
dieses Zollaufkommen vollständig als einen Finan-
zierungsbeitrag des Landes zu betrachten, in dem 
der Zoll eingenommen wird, denn die Zölle werden 
an den EU-Außengrenzen erhoben, selbst wenn die 
Güter letztlich von einem anderen EU-Land impor-
tiert werden. Deshalb sind Zölle gut als Eigenmittel 
geeignet.

Ein Wert von eins in Abbildung 2 be-
deutet, dass der Anteil eines Landes an den 
Finanzierungbeiträgen zum EU-Haushalt 
genau seinem Anteil am BNE der EU ent-
spricht. Liegt der Wert unter eins, trägt das 
Land weniger bei als seinem BNE-Anteil 
entspricht, und umgekehrt. Es zeigt sich, 
dass die Verteilung der Finanzierungslasten 
in der Tat ungefähr proportional zum BNE 
liegt, was angesichts des großen Gewichts 
der BNE-Eigenmittel nicht weiter über-
rascht. Die Abweichungen von der propor-

tionalen Lastenverteilung erscheinen aller-
dings unsystematisch. Beispielsweise ist der 
Finanzierungsbeitrag Bulgariens – das ist 
der ärmste Mitgliedstaat der EU – gemessen 
an seinem BNE höher als der entsprechende 
Beitrag Deutschlands oder des Vereinigten 
Königreichs.

Abb. 2: Verhältnis aus Finanzierungsanteil und BNE-Anteil 2013
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Die andere Position zur Verteilung der 
Finanzierungslasten bezieht die Ausgaben-
seite des EU-Haushalts ein und fokussiert 
auf die Nettosalden der Mitgliedstaaten. 
Abbildung 3 gibt einen Überblick über die 
Nettosalden.9 Hier zeigt sich ein anderes 
Bild. Die ärmeren Mitgliedstaaten erhalten 
aus dem EU-Haushalt erhebliche Transfers, 
teilweise in Höhe von mehr als vier Prozent 
ihrer Wirtschaftsleistung.

Gegen die Argumentation mit Nettosal-
den wird angeführt, dass sie ein verzerrtes 
Bild darüber vermitteln würden, in wel-
chem Umfang die Mitgliedstaaten vom 
EU-Haushalt profitieren. Der Nutzen aus 
EU-Politiken sei nicht anhand der Zah-
lungsströme gegenüber den einzelnen Mit-
gliedstaaten zu messen. EU-Politiken lägen 

9	 Hier wird die Financial Report-Methode der 
Europäischen Kommission verwendet. Die Netto-
salden schließen die EU-Verwaltungsausgaben aus 
und berücksichtigen den Beitragsrabatt des Verei-
nigten Königreiches.

im gemeinsamen Interesse und erzeugten 
einen Mehrwert. Dieser Einwand überzeugt 
teilweise, soweit das EU-Budget tatsächlich 
die Bereitstellung europaweiter öffentlicher 
Güter finanziert. In diesem Fall profitieren 
alle EU-Staaten, wenn auch in der Regel 
nicht im gleichen Umfang. Das Interesse an 
Politiken zur Bewältigung der Migrations-
problematik beispielsweise ist in stark von 
Zuwanderung betroffenen Ländern aus of-

fensichtlichen Gründen stärker ausgeprägt 
als in den anderen Ländern. An vermehr-
ten Anstrengungen der EU im Bereich der 
Verteidigungspolitik sind osteuropäische 
Staaten wegen der Ukraine-Krise derzeit 
vermutlich stärker interessiert als an-
dere Mitgliedstaaten. Bei künftigen Krisen 
könnte sich diese Interessenlage allerdings 
verändern. Letztlich haben alle Mitglied-
staaten ein Interesse daran, dass die EU sich 
auf diesen Gebieten stärker engagiert. 

Abb. 3: Nettosalden zum EU-Haushalt 2012 (Prozent des BNE)
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Indessen liegt eine wichtige Schwäche 
des EU-Haushalts darin, dass ein großer Teil 
der Ausgaben eindeutig nicht in die Bereit-
stellung europaweiter öffentlicher Güter 
fließt, sondern ganz anderen Charakter 
hat. Die Ausgaben für Agrarsubventionen 
verschlingen 40 Prozent des EU-Haushalts, 
obwohl durch die EU-Agrarpolitik weder 
EU-weite öffentliche Güter produziert wer-
den noch sonst überzeugend darzulegen ist, 
dass gemeinsame europäische Interessen im 
Mittelpunkt stehen.10 Hier stehen Umvertei-
lungseffekte zu Gunsten einzelner Länder 
im Vordergrund, außerdem geht es um die 
Bedienung von Partikularinteressen inner-
halb der Mitgliedstaaten. 

Im Bereich der EU-Regionalpolitik wer-
den ebenfalls viele Ausgaben getätigt, die 
keinen europäischen Mehrwert erzeugen. 
Diese Aufgaben könnten auch auf nationa-
ler Ebene erfüllt werden. Dafür gibt es zahl-
reiche Beispiele. So ist es unter dem Aspekt 
der wirtschaftlichen Kohäsion schwer zu 
rechtfertigen, regionalpolitische Projekte 
in wohlhabenden Ländern wie Deutsch-
land durchzuführen. Trotzdem fördert die 
EU vielfältige Vorhaben in Deutschland, 

10	 In der finanzwissenschaftlichen Literatur über 
den EU-Haushalt wird diese Kritik in einer Vielzahl 
von Studien vorgetragen, vgl. Alberto Alesina und 
Romain Wacziarg (1999), Is Europe going too far?, 
NBER Working Paper 6883, André Sapir, Philippe 
Aghion, Guiseppe Bertola, Martin Hellwig, Jean 
Pisani-Ferry, Dariusz Rosati, José Viñals und Helen 
Wallace (2004), An agenda for a growing Europe: 
The Sapir report, Oxford University Press: Oxford, 
Alberto Alesina, Ignazio Angeloni und Ludger 
Schuknecht (2005), What does the European Union 
do?, Public Choice 123, 275-319., Friedrich Hei-
nemann und Iain Begg (2006). New budget, old 
dilemmas. Centre for European Reform Briefing 
Note, 22nd February 2006, London, Friedrich Hei-
nemann, Philipp Mohl und Steffen Osterloh (2008), 
Reform options for the EU own resources system. 
Heidelberg: Physica, ECORYS, CPB und IFO (2008), 
A study on EU spending, Final Report, Rotterdam, 
Sjef Ederveen, George Gelauff und Jacques Pelk-
mans (2008), Assessing subsidiarity, in: G. Gelauff, 
I. Grilo und A. Lejour (Eds.), Subsidiarity and econo-
mic reform in Europe. Springer, Berlin, 19-40, und 
Clemens Fuest, Friedrich Heinemann und Martin 
Ungerer (2015), Reforming the financing of the EU: 
A proposal. ZEW Policy Brief, May 2015.

beispielsweise Investitionen in Trinkwasser-
reservoirs in Brandenburg.11 Deutschland 
ist eigentlich ohne finanzielle Hilfe von 
außen in der Lage, seine Wasserversorgung 
zu organisieren. Grenzüberschreitende Im-
plikationen dieser Investitionen sind nicht 
erkennbar. Ein ähnlich gelagertes Beispiel 
ist die Förderung der Transformation von 
Industriebrachen in Nürnberg.12 Auch hier 
mag es sich um ein grundsätzlich sinnvolles 
Projekt handeln, aber mangels grenzüber-
schreitender oder europäischer Relevanz 
fehlt eine ökonomische Rechtfertigung für 
eine Finanzierung aus dem EU-Haushalt.13 

Diese Politiken sind eher dadurch zu er-
klären, dass die Mitgliedstaaten versuchen, 
aus dem EU-Budget möglichst viel Geld 
zurück ins Land zu holen (Juste-Retour-
Problem). Aus gesamtwirtschaftlicher Per-
spektive ist das keine sinnvolle Form der 
Umverteilung, da Mittel für ineffiziente 
Projekte ausgegeben werden. Es wäre besser, 
diese Ausgaben zu ersetzen durch offene 
Umverteilung in Form von Beitragsrabatten 
oder direkten Transferzahlungen. 

Verteilungskämpfe sind jedoch nicht 
die einzige Erklärung dafür, dass im EU-
Budget viele Ausgaben ohne europäischen 
Mehrwert getätigt werden. Ein alternativer 
Erklärungsansatz liegt in der fehlenden 
Bereitschaft der Mitgliedstaaten, Entschei-
dungskompetenzen über die Bereitstellung 
europäischer öffentliche Güter, wie etwa 
die Verteidigung, auf die Unionsebene 

11	 http://ec.europa.eu/regional_policy/index.cfm/
en/projects/germany/drinking-water-reservoir-
gets-new-lease-of-life, downloaded May 2, 2015.
12	 http://ec.europa.eu/regional_policy/index.
cfm/en/projects/germany/a-second-chance-for-
disused-industrial-sites, May 2, 2015.
13	 Zu den genannten Beispielen siehe auch Fuest 
et al. (2015, a.a.O.). Zur Rolle nationaler Interessen 
für die EU-Ausgaben siehe auch Steffen Osterloh, 
Friedrich Heinemann und Philipp Mohl (2009), 
EU budget reform options and the common pool 
problem, Public Finance and Management 9, 644-
685 sowie Vasja Rant und Mojmir Mrak (2010), The 
2007–13 Financial perspective: Domination of nati-
onal interests, Journal of Common Market Studies 
48, 347-372.
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abzugeben. In Ermangelung von Ausga-
benbereichen, in denen ausgabenrelevante 
europaweite öffentliche Güter bereitgestellt 
werden, ist es zwar bedauerlich, aber nicht 
überraschend, dass die gemeinschaftlichen 
Institutionen versuchen, andere Berei-
che – mitunter unter Beiseiteschieben des 
Subsidiaritätsprinzips – an sich zu ziehen.14 
Nach diesem Erklärungsansatz liegt das Un-
terbleiben von Projekten „mit europäischem 
Mehrwehrt“ nicht an der Einnahmenseite, 
sondern an der Sorge der Mitgliedstaaten, 
die Kontrolle über wichtige Politikbereiche 
zu verlieren. Eine verstärkte Einnahmen-
kompetenz der EU birgt die Gefahr, dass 
zusätzliche Projekte ohne europäischen 
Mehrwert durch die EU finanziert werden, 
wenn den Kompetenzgewinnen auf der 
Einnahmenseite keine entsprechenden Aus-
weitungen auf der Ausgabenseite gegenüber 
stehen. 

In einer Ausgangssituation, in der ein 
erheblicher Teil des EU-Budgets in Projekte 
mit umverteilendem Charakter und ohne 
klar erkennbaren europäischen Mehrwehrt 
fließt, ist es durchaus sinnvoll, Nettosalden 
als Indikator dafür heranzuziehen, wie sehr 
ein Land durch die EU-Politik belastet oder 
begünstigt wird. Das bedeutet nicht, dass die 
Nettosalden allein hinreichend sind, um zu 
bestimmen, in welchem Umfang einzelne 
Mitgliedstaaten vom EU-Budget profitieren 

14	 Der ökonomischen Rationalität folgt ein sol-
ches Verhalten nicht. Die Europäische Union be-
schäftigt sich durchaus in umfangreichem Ausmaß 
mit der Bereitstellung wertvoller europaweiter 
öffentlicher Güter. Aufgrund der Struktur dieser 
Güter führt das aber nur sehr begrenzt zu budge-
tären Ausgaben. Erinnert sei beispielsweise an die 
europäische Umweltpolitik, die Harmonisierung 
von Rechtsvorschriften und die Bereitstellung eines 
gemeinsamen Wettbewerbsrahmens für den Eu-
ropäischen Binnenmarkt. Die Bemessung der Leis-
tung der europäischen Institutionen anhand der 
direkten Budgetausgaben wird dem europäischen 
Mehrwert, den diese Institutionen schaffen, daher 
nicht gerecht. Siehe hierzu auch Stefani Weiss (ed.), 
(2013), The European added value of EU spending: 
Can the EU help its member states to save money? 
Exploratory study. Gütersloh, Bertelsmann-Stif-
tung.

oder belastet werden. Beispielsweise kann 
man Ausgaben der EU-Regionalpolitik in 
den ärmeren und wirtschaftlich weniger 
entwickelten Mitgliedstaaten durchaus als 
Ausgaben betrachten, die teilweise im ge-
samteuropäischen Interesse getätigt wer-
den. Trotzdem ist es nicht sachgerecht, die 
Nettosalden als Indikator für die Verteilung 
der Lasten des EU-Budgets ganz zu verwer-
fen. 

4.2	 Koordinierte Reform 		
	 der Steuersysteme der 	
	 Mitgliedstaaten

In der derzeitigen Diskussion werden einige 
konkrete Alternativen und Ergänzungen zu 
den aktuellen Eigenmitteln in den Vorder-
grund gerückt. Dazu gehören u.a.: 

-	 eine Finanztransaktionsteuer (FTT) 		
	 bzw. eine Steuer auf Finanzaktivitäten 	
	 (FAT),
-	 neue Mehrwertsteuer-Eigenmittel,
-	 eine Energiesteuer,
-	 die Auktionserlöse der europäischen 	
	 CO2-Zertifikate, 
-	 eine Luftverkehrsabgabe, 
-	 eine europäische Körperschaftsteuer. 

Bei diesen Vorschlägen ist zu beachten, 
dass sie durchgängig zwei Ziele verfolgen. 
Zum einen geht es um die steuerpolitische 
Koordination unter den Mitgliedstaaten.15 
Zum anderen sollen Mittel für die Finanzie-
rung des EU-Haushalts erhoben werden. 

15	 Auf eine detaillierte Diskussion der einzelnen 
Vorschläge wird hier verzichtet, weil sie sich vor 
allem im Hinblick auf das verfolgte Anliegen der 
Steuerkoordination unterscheiden. Die Koordi-
nation der nationalen Steuersysteme steht nicht 
im Mittelpunkt dieser Untersuchung, sondern die 
Finanzierung des EU-Budgets.
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Es stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, 
beide Ziele im Rahmen der Eigenmittelre-
form zu verfolgen. Koordinierte Verände-
rungen der nationalen Steuersysteme wären 
möglich, ohne dass das Aufkommen einer 
neuen Steuer in den EU-Haushalt fließt. 
Steuern als neue Eigenmittel einzuführen, 
setzt allerdings Koordination voraus. Damit 
Steuern die Funktion einer neuen Eigen-
mittelquelle übernehmen können, müssen 
sie EU-weit einheitlich erhoben werden. 
Existierende Steuern, bei denen keine ge-
meinsame Bemessungsgrundlage existiert 
– Beispiele wären die Einkommensteuer 
oder die Körperschaftsteuer – sind als 
Eigenmittelquelle kaum geeignet, es sei 
denn, es werden entsprechende Harmo-
nisierungsschritte vereinbart. So lange die 
Bemessungsgrundlage nicht harmonisiert 
ist, hat jeder einzelne Mitgliedstaat Anreize, 
die Bemessungsgrundlage zu verringern, 
um dadurch die Zahlungen an die EU zu 
reduzieren. Das Ergebnis wären verzerrte 
Bemessungsgrundlagen bei den betroffenen 
Steuern und eine unfaire Lastenverteilung 
unter den Mitgliedstaaten. Selbst wenn je-
doch die Steuerbemessungsgrundlage und 
die Steuersätze harmonisiert würden, ergä-
ben sich immer noch unerwünschte Anreiz-
effekte für die nationale Politik, sofern die 
Steuerverwaltung dezentral organisiert ist. 
Während geringe nationale Anstrengungen 
bei der Steuerverwaltung für den BNE-Bei-
trag irrelevant sind, können diese bei einer 
eigenen EU-Steuer zu verminderten Abflüs-
sen an die EU führen.

Eine verstärkte Koordination der Steu-
erpolitik ist auch vor dem Hintergrund des 
Subsidiaritätsprinzips zu diskutieren. Wenn-
gleich das Subsidiaritätsprinzip bislang 
hauptsächlich im Zusammenhang mit den 
Aufgaben und Ausgaben der EU gesehen 
wurde, stellt es auch bei der Diskussion der 
Einnahmen der EU einen wichtigen Aspekt 
dar (High Level Group on Own Resources, 
2014, a.a.O., S. 31). Insbesondere dann, wenn 

nationale Steuern keine fiskalischen Exter-
nalitäten auf andere Mitgliedstaaten aus-
üben, sind nationale Beiträge besser als eine 
EU-Steuer, da Beiträge es den Mitglieds-
staaten überlassen, mit welchen Steuern die 
EU-Finanzierung erbracht werden soll.16 
Sofern die Mitgliedstaaten unterschiedliche 
Präferenzen der Besteuerung haben, wirkt 
dieser nationale Freiheitsgrad wohlfahrts-
erhöhend. Unterschiede in den Besteue-
rungspräferenzen können im Rahmen der 
Theorie der optimalen Besteuerung durch 
unterschiedliche Nachfrage- und Angebot-
selastizitäten auf Märkten für Güter und 
Produktionsfaktoren erklärt werden. Auch 
die Tatsache, dass unterschiedliche Steuern 
unterschiedliche Eingriffe in die Privat-
sphäre mit sich bringen und diese in unter-
schiedlichen Ländern verschieden bewertet 
werden, führt zu unterschiedlichen Besteu-
erungspräferenzen. Und schließlich verbin-
den sich mit den nationalen Steuersystemen 
politische Gerechtigkeitsvorstellungen, die 
von Mitgliedsland zu Mitgliedsland un-
terschiedlich sein dürften und daher für 
nationale Freiheitsgrade in der Besteuerung 
sprechen. 

Im Hinblick auf die politische Durch-
setzbarkeit einer neuen Steuer oder der 
Harmonisierung einer bestehenden Steuer 
sind Verteilungseffekte zwischen den Län-
dern von hoher Bedeutung. Im Fall der 
Finanztransaktionssteuer haben mehrere 
Mitgliedstaaten ihre Zustimmung verwei-
gert, teilweise sicherlich wegen der damit 
verbundenen Umverteilung unter den Mit-
gliedstaaten, teilweise weil sie der Meinung 
sind, dass die Einführung einer solchen 
Steuer nicht sinnvoll ist, unabhängig da-
von, was mit dem Steueraufkommen ge-
schieht. Deshalb soll das Projekt im Rahmen 
der ‚Verstärkten Zusammenarbeit‘ verfolgt 

16	 Selbst wenn die Erhebung einer Steuer Effekte 
auf die Steuereinnahmen anderer Mitgliedsländer 
hat, können nationale Beiträge gegenüber einer 
vollständig harmonisierten Steuer Vorteile haben. 
Vgl. Lipatov und Weichenrieder (2015, a.a.O.).
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werden, also nur in einem Teil der EU-Mit-
gliedstaaten eingeführt werden.17 Das wirft 
allerdings die Schwierigkeit auf, regeln zu 
müssen, welchen Beitrag zum EU-Haushalt 
die Mitgliedstaaten leisten sollen, welche die 
Finanztransaktionssteuer nicht einführen. 
Der Kommissionsvorschlag sieht vor, die 
Einnahmen aus der Finanztransaktions-
steuer auf die BNE-Beiträge der beteiligten 
Länder anzurechnen. Die Hoffnung darauf, 
dass eine entsprechende Diskussion über 
die angemessene Höhe der Anrechnung die 
Juste-Retour-Diskussion vergessen macht, 
erscheint gewagt, weil wegen der Anrechen-
barkeit die grundsätzliche Bedeutung der 
BNE-Mittel erhalten bleibt. 

Ein anderer Ansatz besteht darin, die 
Zahlungen im Rahmen einer nationalen 
Finanztransaktionssteuer auf die Steuer-
schuld im Rahmen einer EU-Finanztrans-
aktionssteuer anzurechnen. Ein solches 
Anrechnungsverfahren würde einen starken 
fiskalischen Anreiz in jedem Mitgliedstaat 
schaffen, eine eigene Finanztransaktions-
steuer zu erheben. Denn bis zu einer Be-
lastung in Höhe der EU-Finanztransakti-
onssteuer könnte der Fiskus Einnahmen 
erzielen, die für den Steuerpflichtigen keine 
Mehrbelastung beinhalten. Zwar würde die 
EU bei dieser Konstruktion nur ein gerin-
ges oder gar kein Aufkommen erzielen. Mit 
einer solchen Konstruktion würde aber der 
Steuerwettbewerb unterbunden. Bei dieser 
Regelung wäre die EU-Finanztransaktions-
steuer ein Instrument zur Koordinierung 
der Besteuerung durch die Mitgliedstaa-
ten.18

17	 Vgl. European Commission (2013), Proposal for 
a council directive implementing enhanced coope-
ration in financial transaction tax (COM(2013) 71 
final), Brussels, 14 February 2013.
18	 Ein entsprechendes Anrechnungsverfahren 
wurde in den USA von 1926 bis 2001 praktiziert, 
um den Steuerwettbewerb bei der Erbschaftsteuer 
zu verhindern. Deutschland praktiziert gegenwärtig 
aus anderen Gründen eine Anrechnung der Ge-
werbesteuer auf die Einkommensteuerschuld von 
Personengesellschaften.

4.3	 Transparenz und  
	 Spürbarkeit des  
	 EU-Haushalts für die 		
	 Bürger

Die EU wird oft mit dem Argument kriti-
siert, ihre Entscheidungen seien zu weit von 
Bürgern und Steuerzahlern entfernt, und 
es gebe zu wenig demokratische Kontrolle. 
Sprachbarrieren, geographische Entfernung, 
die hohe Komplexität der Entscheidungs-
prozesse in der EU und der Umstand, dass es 
eine europäische Öffentlichkeit allenfalls in 
Ansätzen gibt, erklären, dass es für die Bür-
ger mit hohen Kosten verbunden ist, sich 
über die Politik der EU zu informieren. Das 
hat zur Folge, dass Politiken, die Partikula-
rinteressen bedienen, sich leicht durchset-
zen können, in der Regel zu Lasten des Ge-
meinwohls.19 Um dem entgegenzuwirken, 
ist eine Steigerung der Transparenz und der 
Spürbarkeit europäischer Politiken wün-
schenswert. 

Eine Reform der EU-Eigenmittel kann 
dazu beitragen, das EU-Budget und die 
Beiträge der Bürger zu diesem Budget trans-
parenter und spürbarer zu gestalten. Das 
könnte dafür sprechen, Steuern als Eigen-
mittel zu wählen, die einfach verständlich 
sind und deren Erhebung von möglichst 
vielen Bürgern wahrgenommen wird. 

Welche Steuern kommen dafür in Frage? 
Die von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagene Finanztransaktionssteuer 
würde in erster Linie von Banken, Versiche-
rungen und anderen Unternehmen des Fi-
nanzsektors abgeführt. Für die meisten Bür-
ger wäre die Steuer im Alltag kaum sichtbar. 

19	 Siehe hierzu etwa Roland Vaubel (1994), The 
public choice analysis of European Integration: A 
survey, European Journal of Political Economy 10, 
227-249. Grundsätzlich ist das Problem mangeln-
der Transparenz oder eines übermäßigen Einflusses 
von Lobbygruppen kein spezifisches Problem der 
EU-Ebene, es tritt auch auf der Ebene der Mitglied-
staaten und bei dezentralen Entscheidungen auf.
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Deshalb ist sie nicht geeignet, für mehr 
Sichtbarkeit und Transparenz der EU-Finan-
zierung zu sorgen. Das gilt auch für einige 
andere potentielle neue Eigenmittelquellen 
wie etwa Einnahmen aus der Versteigerung 
von CO2-Emissionszertifikaten. 

Unter den Kriterien der Transparenz 
und Spürbarkeit wären andere Steuern 
besser geeignet. Dazu gehören insbeson-
dere spezielle Verbrauchsteuern wie die 
Mineralölsteuer oder eine Stromsteuer. 
Ebenfalls in Frage kämen Steuern auf Tabak 
und Alkohol oder eine neu zu schaffende 
Abgabe auf Flugtickets. Vor allem bei den 
zuletzt genannten Steuern wäre der Kreis 
der Steuerzahler allerdings deutlich kleiner 
als der Kreis all derer, die von EU-Ausgaben 
profitieren. Bei allen genannten Steuern 
ist ferner zu bedenken, dass Lenkungs-
wirkungen eine Rolle spielen. Es könnten 
Konflikte zwischen den Lenkungszielen und 
der Funktion als Eigenmittelquelle auftre-
ten. Das sollte indessen nicht grundsätzlich 
gegen die Verwendung dieser Steuern spre-
chen. Trotz der beabsichtigten Lenkungs-
wirkungen ist in der Regel nicht zu erwar-
ten, dass es kurz- oder mittelfristig zu einer 
Erosion der Bemessungsgrundlagen kommt. 
Allerdings muss man damit rechnen, dass 
derartige Steuerquellen eventuell langfristig 
nicht mit der allgemeinen Wirtschaftsent-
wicklung Schritt halten. 

In Frage käme ferner die allgemeine 
Umsatzsteuer. Die derzeit geltenden Re-
geln räumen den Mitgliedstaaten bei der 
Gestaltung der Umsatzsteuer jedoch erheb-
liche Gestaltungsspielräume ein. Hier wäre 
eine weitere Harmonisierung erforderlich.20 

20	 Es gibt allerdings auch andere Stimmen. Cip-
riani (2014) schlägt sogar vor, die aus Unterschie-
den zwischen den nationalen Mehrwertsteuer-
systemen resultierenden Belastungsunterschiede 
hinzunehmen und die Einführung eines neuen 
Mehrwertsteuer-Eigenmittels nicht von weiteren 
Harmonisierungsschritten abhängig zu machen, 
vgl. Gabriele Cipriani (2014), Financing the EU 
budget. Moving foreward or backwards? CEPS, 
Rowman und Littlefield, London. Das Problem des 
Harmonisierungsaufwands spricht auch gegen die 
Unternehmensbesteuerung als potentielle Eigen-
mittelquelle.

Dann wäre es beispielsweise denkbar, einen 
EU-Anteil an der Umsatzsteuer auf jeder 
Rechnung auszuweisen und den Betrag als 
Eigenmittel an die EU abzuführen. 

4.3.1	 Das Problem der  

	 Scheinbesteuerung

Die Idee, mehr Transparenz und Sichtbar-
keit zu erreichen, indem neue Steuern als 
EU-Eigenmittel eingesetzt werden, ist nicht 
unumstritten. Es liegt die kritische Frage 
nahe, ob die Einführung einer neuen Steuer 
oder die Umgestaltung einer bestehenden 
Steuer mit dem Ziel, eine für die Bürger eher 
zu spürende und transparentere Eigenmit-
telquelle zu schaffen, den Aufwand lohnt. 
Die Verbindung zwischen der Steuerbe-
lastung der Bürger und den EU-Ausgaben 
würde sehr indirekt bleiben. Gerade wegen 
der bestehenden Deckelung des EU-Bud-
gets, die aufgrund der oben besprochenen 
Legitimationsstrukturen weiter erforder-
lich ist, entsteht letztlich eine Art Schein-
besteuerung, da die Einnahmen der neuen 
Finanzierungsquelle lediglich BNE-Beiträge 
ersetzen. 

Für die Anpassung der BNE-Eigenmittel 
zum Ausgleich höherer Einnahmen aus an-
deren Eigenmitteln können grundsätzlich 
zwei verschiedene Modelle gewählt werden. 
Im ersten Modell werden die BNE Beiträge 
auf der Ebene der Mitgliedstaaten korri-
giert. Eine beispielsweise in Deutschland 
gezahlte europäische Stromsteuer könnte 
auf den deutschen BNE-Beitrag angerechnet 
werden, eine in Frankreich gezahlte Steuer 
auf den französischen Beitrag. Damit wäre 
die Finanzierungslast der einzelnen Länder 
unverändert. Innerhalb der Länder ergäben 
sich in dem Beispiel Änderungen der Finan-
zierungslasten hin zu den Stromverbrau-
chern, sofern nicht anderweitige nationale 
Stromsteuern kompensierend gesenkt wer-
den. Es ist offensichtlich, dass dieses erste 



Seite 26     Was kann mit der Reform des Eigenmittel-systems erreicht werden?

Modell einer Scheinsteuer gleich käme. Den 
europäischen Bürgern würde die Einfüh-
rung einer europäischen Steuer vorgespielt. 
Die ökonomische Belastung durch die Bei-
träge des Landes zum EU-Haushalt ändert 
sich durch die Steuer jedoch nicht, weil sie 
durch die BNE-Beiträge stets neutralisiert 
wird.

In einem zweiten Modell würden die 
BNE Beiträge nicht länderspezifisch ge-
senkt, sondern, so wie es derzeit bereits 
bei den Einfuhrzöllen der Fall ist, im Ag-
gregat. Der Gesamteffekt der neuen Steuer 
wäre gleich dem deklaratorischen Effekt 
im ersten Modell plus einer Umvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten. Diese 
Umverteilung beruhte auf der Größe der 
nationalstaatlichen Bemessungsrundlage 
und den Inzidenzeffekten der gewählten 
Steuer. Allerdings ergäbe sich nicht nur wie 
im ersten Modell eine Scheinbesteuerung, 
weil letztlich zusätzliche Steuereinnahmen 
durch eine Absenkung der BNE-Beiträge 
ausgeglichen würden. Die Intransparenz der 
tatsächlichen Beitragslast stiege sogar. Da-
rüber hinaus würden die Beiträge der Mit-
gliedstaaten von einer Belastung nach dem 
BNE entkoppelt. Da das BNE das weithin am 
meisten akzeptierte Maß der Leistungsfä-
higkeit ist, dürfte neben die Scheinbesteue-
rung eine Verschlechterung der Beitragsge-
rechtigkeit treten. 

Es wäre auch zu erwarten, dass diese 
Lastenverschiebung durch Anpassungen der 
Rabatte kompensiert würde, um konsensfä-
hig zu sein. Im Ergebnis würde der Ausweis 
eines Steueranteils als EU-Eigenmittel nicht 
viel mehr sein als eine Erinnerung der Bür-
ger daran, dass ein Teil der Steuern, die sie 
zahlen, in den EU-Haushalt fließt. Durch 
den Ausweis einer bestimmten Zahl – bei-
spielsweise ein Prozentpunkt der Umsatz-
steuer – wird jedoch die Illusion erweckt, 
zwischen dieser Steuerzahlung und dem 
Volumen der EU-Ausgaben bestünde ein 
direkter Zusammenhang. 

4.3.2	  ‚Deklaratorische‘ Steuern 

Als Alternative zu einer Scheinbesteuerung 
besteht die Möglichkeit, eine deklaratori-
sche Steuer einzuführen. Bei der Umsatz-
steuer21 würde das beispielsweise bedeuten, 
dass die Summe der Finanzierungsbeiträge 
zum EU-Haushalt in einen Umsatzsteuer-
satz umgerechnet wird, indem die gesamten 
Finanzierungsbeiträge einschließlich der 
BNE-Eigenmittel durch die Bemessungs-
grundlage der Umsatzsteuer dividiert wer-
den.22 Das Ergebnis ist ein Umsatzsteuersatz, 
der die Finanzierungslasten des EU-Haus-
halts abbildet. Dieser Steuersatz würde als 
EU-Anteil der Umsatzsteuer auf Rechnun-
gen ausgewiesen. Der so bestimmte Umsatz-
steueranteil hätte aber rein deklaratorische 
Funktion, er würde keine realen Finanz-
ströme auslösen. Er könnte jährlich oder in 
einem mehrjährigen Rhythmus angepasst 
werden. Vorteilhaft wäre, dass keine weitere 
Harmonisierung der Umsatzsteuer erforder-
lich ist.

Bei der Berechnung des auszuweisen-
den Umsatzsteueranteils sind zwei Ansätze 
denkbar. Erstens könnte man für jeden Mit-
gliedstaat einzeln den EU-Anteil der Um-
satzsteuer berechnen, in dem die nationalen 
Finanzierungsbeiträge (derzeit BNE-Eigen-
mittel und Mehrwertsteuer-Eigenmittel) auf 
die Bemessungsgrundlage der Umsatzsteuer 
bezogen werden. Dann würden die Mit-
gliedstaaten unterschiedliche EU-Anteile 

21	 Prinzipiell könnte man auch an anderen Steu-
ern ansetzen, beispielsweise an der Einkommen-
steuer.
22	 Vgl. Fuest et al. (2015, a.a.O.). Mitunter wird 
vorgeschlagen, auf Rechnungen einen EU-Um-
satzsteueranteil auszuweisen, der dem Betrag ent-
spricht, der aufgrund des jeweiligen Umsatzes an 
das EU-Budget abgeführt wird. Dies würde jedoch 
zu dem Einwand einladen, dass ein solcher, offen 
ausgewiesener Umsatzsteueranteil als Eigenmittel 
wegen der Ergänzung durch BNE-Mittel die wah-
ren Finanzierungslasten nicht richtig abbildet. Der 
Griff zu einer rein deklaratorischen Steuer würde 
diesem Einwand Rechnung tragen und den gesam-
ten Beitrag abbilden.
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an der Umsatzsteuer ausweisen.23 Zweitens 
wäre es möglich, die Finanzierungsbeiträge 
aller Mitgliedstaaten auf die EU-weite 
Umsatzsteuerbemessungsgrundlage zu be-
ziehen und einen europaweit einheitlichen 
EU-Anteil an der Umsatzsteuer auszuwei-
sen. Die erste Lösung wäre informativer, was 
die tatsächliche Belastung der Steuerzahler 
betrifft. Die zweite hätte den Vorteil, dass 
in der Debatte über den Steuersatz eine 
europaweite Perspektive betont würde, die 
den Blick auf den EU-Haushalt und seine 
Höhe richten würde und weniger auf die 
Lastenverteilung unter den Mitgliedstaaten, 
die durch unterschiedlich hohe Steuersätze 
betont würde. 

Abbildung 4 illustriert, in welcher Grö-
ßenordnung sich der ausgewiesene EU-An-
teil an der Umsatzsteuer beim derzeitigen 
Volumen des EU-Haushalts bewegen würde.

23	 Hier könnte der Versuch, die Transparenz der 
EU-Finanzierung für die Bürger zu steigern, da-
durch an Grenzen stoßen, dass die meisten Bürger 
nicht über Unterschiede in der Definition der Be-
messungsgrundlage der Umsatzsteuer informiert 
sind. Steuersatzdifferenzen könnten deshalb zu 
Fehlinterpretationen führen.

Abb. 4: Deklaratorische EU-Steuer 2014 (Prozent der Umsatzsteuerbemessungsgrundlage)
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Anders als im Fall der Scheinbesteue-
rung tritt bei der deklaratorischen Steuer in 
der ersten Variante, also bei Umrechnung 
des nationalen Beitrags in den ausgewiese-
nen Umsatzsteueranteil, nicht das Problem 
auf, dass den Bürgern ein Zusammenhang 
zwischen Steuerzahlungen und Lasten des 
EU-Haushalts suggeriert wird, der so nicht 
besteht. Der Umsatzsteueranteil bildet 
den nationalen Beitrag zum EU-Haushalt 
richtig ab und trägt insofern zu mehr Trans-
parenz bei. Bei der zweiten Variante, der 
Umrechnung des EU-Haushalts in einen 
EU-weit einheitlichen ausgewiesenen EU-
Umsatzsteueranteil ist der Zugewinn an 
Transparenz jedoch kleiner und die Nähe 
zur Scheinbesteuerung größer, weil der ein-
heitliche Steuersatz die tatsächlich von den 
einzelnen Mitgliedstaaten geleisteten Bei-
träge nicht abbildet, sondern eben nur den 
durchschnittlichen Beitrag. 

In jedem Fall stellt sich die Frage, ob der 
bei der Einführung einer deklaratorischen 
Steuer entstehende administrative Auf-
wand gerechtfertigt ist. Das hängt davon ab, 
wie der Zugewinn an Sichtbarkeit der EU- 
Finanzierung für die Bürger und der damit 
erreichbare Zuwachs an Transparenz und 
damit an demokratischer Kontrolle bewer-
tet werden. 
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In der Debatte über die Finanzierung der 
EU wird immer gefordert, zu einer transpa-
renteren und gerechteren Lastenverteilung 
zu kommen sowie eine stärkere Fokussie-
rung auf Politiken im gesamteuropäischen 
Interesse an Stelle des verbreiteten ‚Juste-
Retour‘-Denkens zu erreichen. Die voran-
gehende Analyse kommt zu dem Ergebnis, 
dass es möglich wäre, die EU-Finanzierung 
transparenter zu gestalten und so die de-
mokratische Kontrolle des EU-Haushalts zu 
verbessern. Dass neue Finanzierungsquellen 
geeignet wären, das ‚Juste-Retour‘-Denken 
zurückzudrängen, ist jedoch nicht zu er-
warten. Das ‚Juste-Retour‘-Denken schlägt 
sich im EU-Haushalt vor allem auf der Aus-
gabenseite des Budgets nieder und müsste 
entsprechend durch Reformen der Ausga-
ben zurückgedrängt werden.

Die Einführung einer EU-Steuer würde 
bedeuten, dass die EU die Rechtsetzungs- 
und Ertragshoheit über eine oder mehrere 
Steuern erhält. In der aktuellen instituti-
onellen Architektur der EU ist das nicht 
vorgesehen. Zwar kann die EU neue Eigen-
mittel einführen, entscheidend ist aber, dass 
derartige Beschlüsse nur einstimmig gefällt 
werden können. Die fiskalische Souveräni-
tät der Mitgliedstaaten bleibt also gewahrt. 

Von einer EU-Steuerhoheit könnte man erst 
dann sprechen, wenn die EU ihre Einnah-
men verändern könnte, ohne dass alle Mit-
gliedstaaten zustimmen müssen. Die recht-
liche Diskussion hat gezeigt, dass Artikel 
311 AEUV keine Grundlage für ein eigenes 
Besteuerungsrecht der EU in diesem Sinne 
darstellen dürfte. Auf der Basis des derzeiti-
gen Integrationsstandes der EU lässt sich ein 
solches Recht auch kaum begründen. 

Wenn man davon ausgeht, dass der 
gegenwärtige institutionelle Rahmen sich 
vorerst nicht grundlegend ändern wird, 
dann sind die Spielräume für eine Reform 
der EU-Finanzierung begrenzt. Vorschläge, 
die darauf hinaus laufen, bestimmte Steuern 
der EU zu widmen, aber dabei im Grunde 
nur Teile der BNE-Eigenmittel zu ersetzen, 
greifen in die Besteuerungshoheit der Mit-
gliedsstaaten ein, ohne einen Zugewinn an 
Transparenz zu versprechen. Auch ein Zu-
rückdrängen der Juste-Retour-Diskussion, 
wie sie vom Europaparlament und der 
Kommission angestrebt wird, ist höchst 
ungewiss, weil die Anrechnung von neuen 
Eigenmitteln auf die BNE-Eigenmittel un-
mittelbar zur Frage der angemessenen An-
rechnung führt. Vor diesem Hintergrund ist 
die angestrebte Erhöhung der Transparenz 

5.	 Schlussfolgerungen
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noch am ehesten mit einer Abschaffung 
des Mehrwertsteuer-Eigenmittels und einer 
weiteren Anhebung der BNE-Eigenmittel zu 
erreichen. Als Alternative besteht die Mög-
lichkeit einer deklaratorischen Steuer. Diese 
würde die Kosten des EU-Budgets auf die 
von den europäischen Bürgern gekauften 
Güter und Dienstleistungen rechnerisch 
umlegen und auf den Rechnungen auswei-
sen, ohne jedoch in nationalstaatliche Be-
steuerungsrechte einzugreifen und ohne das 
Subsidiaritätsprinzip zu verletzen. 

Eine Verdrängung des ‚Juste-Retour‘-
Denkens in der EU durch Reformen der EU-
Finanzierung ist deshalb schwierig, weil die 
Ausgaben nur teilweise EU-weite öffentliche 
Güter finanzieren. Durch die Einführung 
von „Scheinsteuern“, deren nationales Auf-
kommen auf die BNE-Beiträge der Mitglied-
staaten angerechnet wird, den europäischen 
Gedanken zu fördern, ist nicht überzeugend. 
Die tatsächliche Belastung der Bürger durch 
den EU-Haushalt wird dadurch eher ver-
schleiert als verdeutlicht. Das Ziel, Politiken 
im gesamteuropäischen Interesse umzu-
setzen, die einen „europäischen Mehrwert“ 
schaffen, sollte stattdessen verstärkt auf 
der Ausgabenseite verfolgt werden. Dies 
verlangt indes, dass die Mitgliedsstaaten 
bei den europaweiten öffentlichen Gütern, 
beispielsweise im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik, tatsächlich auf nationale 
Kompetenzen verzichten und Freiraum für 
europäisches Handeln schaffen. 
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